
betriebe teilweise nicht ordnungsgemäß bearbeitet 
werden.
Hierzu berichtete der Justitiar des Verbandes Deutscher 
Konsumgenossenschaften, Dr. H o l l a n d ,  Untersuchun­
gen über die Diebstähle in Selbstbedienungsläden im 
Bezirk Gera hätten ergeben, daß die Handelsorgane nur 
auf einen kleinen Teil ihrer Anzeigen wegen gering­
fügiger Warendiebstähle vom Untersuchungsorgan Ant­
wort erhalten hätten. Bei einer solchen Arbeitsweise 
erlahme aber das Interesse der Handelsfunktionäre an 
der Aufdeckung von Straftaten und anderen Gesetzes- 
verlelzungen, weil der Schluß naheliege, daß gering­
fügige Angriffe gegen das gesellschaftliche Eigentum 
nicht ernst genommen zu werden brauchten. Es sei 
keineswegs immer eine Bestrafung des Rechtsverletzers 
erforderlich, sondern in vielen Fällen reichten eine er­
zieherische Einflußnahme durch die Konfliktkommis­
sion oder andere Maßnahmen der gesellschaftlichen Er­
ziehung aus. Es müsse aber gesichert werden, daß in 
jedem Fall eine Reaktion der Gesellschaft auf solche 
Handlungen erfolge.
F u n k  wies ferner auf die Pflicht der Staatsanwälte 
hin, bei der Anleitung der Untersuchungsorgane darauf 
zu achten, daß die mit der Straftat zusammenhängen­
den Verletzungen des Arbeitsrechts und Mängel in der 
Arbeitsorganisation exakt aufgedeckt werden. Der 
Staatsanwalt habe zu sichern, daß in Ermittlungsver­
fahren gegen Mitarbeiter von Handelsbetrieben die 
HO-Beiräte bzw die Konsum-Verkaufsstellenausschüsse 
grundsätzlich zu folgenden Fragen gehört werden:
— zur inneren Sicherheit des Handelsobjekts (Kassen, 

Maße und Gewichte, Absperrung im Verkaufsraum 
u. a.);

— zur Ordnung der Erlösablieferung, zu Preiskontrol­
len, zur Kontrolle der Bargeldaufbewahrung und 
zur Schwundkontrolle;

— zur Durchführung der Kontrollinventuren und deren 
Auswertung;

— zur Betriebssicherheit und zum Brandschutz.
Breiten Raum nahmeh in der Diskussion die im Be­
richt an das 4. Plenum dargelegten Auffassungen des 
Kollegiums für Strafsachen zum Tatbestand der Un­
treue (§ 266 StGB), zur Anwendung des schweren Fal­
les bei Straftaten gegen das gesellschaftliche Eigentum 
(§§ 29, 30 StEG), zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
von Kommissionshändlern und zur Strafbarkeit von 
sog. Borggeschäften und Trinkgeldentnahmen ein.
Zum Tatbestand der Untreue äußerten sich Richter 
H. L e h m a n n  (Oberstes Gericht) und Dr. H o l l a n d .  
Lehmann sprach sich im Gegensatz zu Holland, der z. B. 
den Verkaufsstellenprüfer auf Grund seiner unmittel­
bar kontrollierenden Tätigkeit als Subjekt der Untreue 
aufgefaßt wissen wollte, gegen eine Ausweitung des 
Tatbestandes aus. Audi der Büfettier einer Gaststätte 
könne nicht Subjekt der Untreue sein. Wenn als Gegen­
argument zuweilen die Festlegung im Arbeitsvertrag 
über die erhöhte materielle Haftung angeführt werde, 
so sei diese Auslegung der Vereinbarung rechtspolitisch 
falsch. Der Büfettier habe eben keine selbständige ver­
antwortliche Stellung inne wie der Gaststättenleiter 
und könne deshalb strafrechtlich nur wegen Betrugs, 
Urkundenfälschung oder Unterschlagung zur Verant­
wortung gezogen werden.
Hinsichtlich der Kriterien für die Anwendung des 
schweren Falles bei Straftaten gegen gesellschaftliches 
Eigentum (§ 30 StEG) enthielt der schriftliche Bericht 
die Feststellung, daß für die Beurteilung einer schwe­
ren Schädigung i. S des § 30 Abs. 2 StEG in der Praxis 
unterschiedliche Maßstäbe herangezogen werden. Im 
Interesse einer einheitlichen Anwendung sollen des­
halb Kriterien herausgearbeitet werden. Da ein wich­

tiges Kriterium der Wert des Entzogenen darstellt, die 
Höhe des Wertes aber äußerst unterschiedlich ist, sei 
als untere Grenze für den schweren Fall von etwa 8000 
MDN auszugehen. Dagegen trugen Dr. B u c h h o 1 z, 
F u n k  und S t r ä h m e 1 (Justitiar des Ministeriums 
für Handel und Versorgung) Bedenken vor, weil diese 
Wertgrenze die Gefahr der dogmatischen Anwendung 
in sich berge. Die Bedeutung dieser Problematik zeige 
sich — wie Funk ausführte — u. a. darin, daß die Aus­
wirkung einer Schädigung in Höhe von 8000 MDN im 
Handel anders sein könne als z. B. in einer wirtschafts­
schwachen LPG oder in einer Massenorganisation. 
Strähmel ergänzte, daß ein wichtiges Kriterium für das 
Merkmal der schweren Schädigung auch die Waren­
art sei.
Der Erste Stellvertreter des Ministers der Justiz, 
R a n k e ,  teilte die Bedenken hinsichtlich der Wert­
grenze von 8000 MDN nicht. Er unterstrich aber die 
Notwendigkeit, weitere Kriterien für das Merkmal der 
schweren Schädigung auszuarbeiten. Es sei richtig, das 
Kriterium „Wert des Entzogenen“ der Beurteilung, ob 
eine schwere Schädigung des gesellschaftlichen Eigen­
tums vorliegt, zugrunde zu legen; es müsse aber zwi­
schen dem Wert und dem volkswirtschaftlichen Nutzen 
des Entzogenen differenziert werden.
Hinsichtlich der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von 
Kommissionshändlern für Geldentnahmen vertrat 
S t r ä h m e l  im Gegensatz zu N e u m a n n7 den Stand­
punkt, daß es keiner zusätzlichen Vereinbarung der 
Vertragspartner zum Kommissionshandelsvertrag be­
dürfe, um sozialistisches Eigentum an dem vereinnahm­
ten Verkaufserlös zu begründen. Die Anweisung des 
Ministeriums für Handel und Versorgung vom 15. März 
19618 9 habe den Charakter eines Normativaktes'1 und 
folglich zuwiderlaufende Bestimmungen außer Kraft 
gesetzt. Die Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs, die 
dem Muster-Kommissionshandelsvertrag von 195810 * zu­
grunde lagen, entsprächen nicht mehr den objektiven 
Erfordernissen.
Diesem Standpunkt widersprach R a n k e .  Er betonte, 
daß die Eigentumsrechtsverhältnisse im Kommissions­
handel eine Frage der Zivilgesetzgebung seien und nicht 
durch Anordnungen eines Fachministeriums geregelt 
werden könnten, da diese nur im Rahmen der Gesetze 
ergehen dürften. Die Rechtsgrundlagen der Eigentums­
regelung dürften nicht außer acht gelassen werden. 
Wenn Normen des Handelsgesetzbuchs im Widerspruch 
zu den objektiven Erfordernissen stünden, dann müß­
ten sie auf gesetzgeberischem Wege geändert werden. 
Oberrichter Dr. C o h n ,  Mitglied des Präsidiums des 
Obersten Gerichts, führte diese Gedanken weiter und 
hob hervor, daß interne Anweisungen eines Fachmini­
steriums keine Rechtsnormen sind. Der Eigentumsüber­
gang des Verkaufserlöses im Kommissionshandel müsse 
zwischen den Vertragspartnern vereinbart werden. Man 
dürfe nicht darüber hinweggehen, daß der Kommissio­
när den Vertrag mit bestimmten Vorstellungen über 
seine Befugnisse abschließe.
Eine beachtliche Rolle spielte in der Diskussion auch 
die Strafbarkeit von sog. Borggeschäften und Trinkgeld­
entnahmen. Richter H. Le h m a n n und Richter P e k -  
k e r m a n n (Oberstes Gericht) betonten, daß sie mit 
ihren Darlegungen in der „Neuen Justiz“11 keineswegs 
beabsichtigt hatten, sog. Borggeschäfte und Trinkgeld­
entnahmen zu rechtfertigen. Das Anliegen ihres Bei-

7 Neumann, a. a. O., S. 720 fl.
8 Veröffentlicht in: Verfügungen und Mitteilungen des Mini­
steriums für Handel und Versorgung 1961, Heft 15, S. 106.
9 So auch Buchholz in NJ 1963 S. 799.
10 Veröffentlicht in: Verfügungen und Mitteilungen des Mini­
steriums für Handel und Versorgung 1959, Heft 1, Sonder­
druck III 59.
H NJ 1964 S. 683.
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